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troffenen gegen die Beschlagnahme ausdrücklichen Wi­
derspruch erhoben hat. Der Betroffene kann jederzeit die 
richterliche Entscheidung nachsuchen. Solange die öffent­
liche Klage noch nicht erhoben ist, erfolgt die Entschei­
dung durch den Amtsrichter, in dessen Bezirk die Be­
schlagnahme stattgefunden hat.

(3) Ist nach erhobener öffentlicher Klage die Beschlag­
nahme durch die Staatsanwaltschaft oder einen Polizei­
oder Sicherheitsbeamten erfolgt, so ist binnen drei Tagen 
dem Richter von der Beschlagnahme Anzeige zu machen 
und sind ihm die in Beschlag genommenen Gegenstände 
zur Verfügung zu stellen.

(4) Beschlagnahmen in militärischen Dienstgebäuden, zu 
welchen auch Kriegsfahrzeuge gehören, erfolgen durch Er­
suchen der Militärbehörde und auf Verlangen der Zivil­
behörde (Richter, Staatsanwaltschaft) unter deren Mitwir­
kung. Des Ersuchens der Militärbehörde bedarf es jedoch 
nicht, wenn die Beschlagnahme in Räumen vorzunehmen 
ist, welche in militärischen Dienstgebäuden ausschließlich 
von Zivilpersonen bewohnt werden. ,

Anm.i Durch Art. 2 § 6 der 4. VO zur Vereinfachung der Strafrechts­
pflege vom 13. Dezember 1944 (RGBl. I S. 339) war der Staatsanwalt allge­
mein ermächtigt worden, vor Erhebung der öffentlichen Klage Beschlag­
nahmen und Durchsuchungen anzuordnen.

Beschlagnahme von Postsendungen.
§ 99

Zulässig ist die Beschlagnahme der an den Beschuldig­
ten gerichteten Briefe und Sendungen auf der Post sowie 
der an ihn gerichteten Telegramme auf den Telegraphen­
anstalten; desgleichen ist zulässig an den bezeichneten 
Orten die Beschlagnahme solcher Briefe, Sendungen und 
Telegramme, in betreff deren Tatsachen vorliegen, aus 
welchen zu schließen ist, daß sie von dem Beschuldigten 
herrühren oder für ihn bestimmt sind, und daß ihr In­
halt für die Untersuchung Bedeutung habe.
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